


Wie wäre es, mal bei den Kapitalisten zu sparen? 


Mehreren eintägigen Streiks und ihrer 
spürbaren Entschlossenheit haben es 
die 19.000 Flugbegleiter der Lufthansa 
zu verdanken, dass die Lufthansa einen 
ersten offiziellen Rückzug gemacht hat. 
Sie hat erklärt, bei der Lufthansa solle 
es auf absehbare Zeit keine Leiharbeit 
mehr geben. Die bisherigen Leiharbeiter 
werden fest eingestellt. 

Dabei tun Unternehmer und Regierung 
in der heutigen Zeit alles, um die Leihar- 
beit immer weiter auszuweiten. Sie wür- 
den normale Festverträge und jeden 
Kündigungsschutz am liebsten ganz 
abschaffen. Und jeder Rückzug, zu dem 
ein Unternehmen bei diesem Angriff ge- 
zwungen wird, ist auch ein Sieg für alle 
Arbeitenden. 


Allerdings ist Vorsicht geboten. Denn 
nun soll alles Weitere in einer Schlich- 
tung geregelt werden. In einer Schlich- 
tung aber gibt es keine Streiks, das 
heißt die Unternehmer spüren weniger 
den Druck der Arbeiter und nicht den 
Druck von Streiks, und werden daher 
schnell wieder kompromissloser. So 
lässt die Lufthansa keine Gelegenheit 
aus zu betonen, wie schlecht angeblich 
„die wirtschaftliche Lage“ sei und dass 
sie unbedingt die Löhne senken müsste. 


Die Manager der Lufthansa haben sogar 
die Frechheit, den festangestellten Flug- 
begleitern vorzuwerfen, ihre hohen, 
„privilegierten” Löhne würden das Unter- 
nehmen in den Ruin treiben. 
„Privilegierte” nennen sie das, wenn 
man als Stewardess mit Schicht, Wo- 
chenendarbeit und vielen Nächten au- 
ßer Haus seine Laufbahn mit nur 1780 
Euro brutto beginnt und bis zur Rente 
gerade einmal auf das Doppelte kommt? 
Dieselben Manager geben solche Sum- 
men pro Tag und nicht pro Monat aus! 


Wenn man sie hört, dann sind es immer 
die Arbeitenden, die „zu viel kosten“ 


würden, deren Löhne angeblich die 
Firmen ruinieren würden. Dabei ist es 
genau umgekehrt. Die Arbeitenden 
kosten gar nichts, im Gegenteil: Sie 
sind das produktive Glied der Firma, 
sie bringen dem Betrieb seinen gan- 
zen Reichtum ein. Nur dank ihrer Ar- 
beit kann ein Betrieb Produkte herstel- 
len, verkaufen und Profit machen... 
und diesen Profit stecken sich dann 
dessen Kapitalisten in die Tasche. 


STOPPT 


". 





Und damit diese Reichsten der Rei- 
chen immer noch reicher werden, 
schröpft man überall die Arbeitenden: 
Man senkt ihre Löhne, laugt die einen 
bis zum Anschlag aus und wirft die 
anderen in die Arbeitslosigkeit, stellt 
sie nur noch leihweise ein... 

Mit all ihren Maßnahmen haben die 
Kapitalisten es heute schon geschafft, 
dass die einzige produktive, nützliche 
Klasse dieser Gesellschaft, die arbei- 
tende Klasse zu einem immer größe- 
ren Teil in Armut zu versinken droht, 
entweder schon als Jugendliche oder 
als Rentner, dazwischen als Leiharbei- 
ter, als Niedriglöhner, als Entlassener 
bei Schlecker oder RWE... 


Und den ganzen Gewinn, den sie 
durch unsere Ausbeutung machen, 
verwenden sie für nichts Sinnvolles, 
nicht um neue Firmen zu bauen, um 
neue Arbeitsplätze zu schaffen... Nein, 
sie verprassen es für Luxus oder kau- 


fen andere Firmen auf, und vor allem 
spekulieren sie damit an der Börse. Für 
so was verschlechtern sie täglich unser 
Leben! 


Diese profitgierige und unnütze Klasse 
der Kapitalisten, die ist der wirkliche, 
ungeheure Kostenfaktor, der die Arbei- 
tenden und die gesamte Gesellschaft 
teuer zu stehen kommt. 


Wir Arbeitenden dürfen uns also nicht 
einwickeln lassen, wenn viele Firmen 
von „schlechterer Wirtschaftslage“ und 
Krise reden. Wir dürfen nicht vergessen, 
dass die 10% Reichsten, die die Unter- 
nehmen und Banken besitzen, keine 
Krise haben, sondern im Gegenteil im- 
mer reicher werden: Diese 10% besitzen 
mittlerweile 66% des Vermögens in 
Deutschland. 


Es wird daher immer dringender, dass 
wir Arbeitenden gegen die Krisenstrate- 
gie der Kapitalisten unsere Forderungen 
stellen. Die Arbeitenden bei der Lufthan- 
sa haben richtige Wege aufgezeigt: Wir 
müssen die Umwandlung aller Leih-, 
Werks- und befristeten Verträge in feste 
Vollzeitstellen durchsetzen — und zwar 
zu anständigen Tariflöhnen, die auch der 
Preissteigerung folgen. Geld dafür ha- 
ben die Kapitalisten genug. 


Und es gibt nur eine Sprache, die die 
Unternehmer und Regierungen dabei 
verstehen: Sie müssen zu spüren be- 
kommen, dass — wenn wir nicht arbeiten 
— kein Flug geht, kein Zug und kein LKW 
fährt, keine Fabrik, kein Geschäft und 
kein Krankenhaus läuft, und dass sie 
dann auch nicht einen Cent Profit ma- 
chen. Und je zahlreicher und geschlos- 
sener wir Arbeitenden wieder anfangen, 
in dieser Sprache zu sprechen, desto 
größer wird unsere Kraft und unser Ge- 
wicht, um den heutigen Lauf der Dinge 
endlich umzukehren. 





Trotz aller Unterdrückung - die streikenden Bergleute halten durch 


noch, 279 der verhafteten und verletz- 
ten streikenden Bergleute wegen Mor- 
des an ihren 34 Kollegen anzuklagen, 
die von der Polizei erschossen worden 


Seit über einem Monat bereits kämpfen, 
unter den schwierigsten Bedingungen, 
zehntausende Bergleute in Südafrika für 
200% mehr Lohn. 


Rassentrennung und Armut zu engagie- 
ren. Und nun - 18 Jahre nach dem offi- 
ziellen Ende der Apartheid, das so viel 
Hoffnung auf Veränderung und Freude 


Platin, Gold und Diamanten fördern „ge 











die Bergleute jeden Tag unter härtes- | 
ten Bedingungen zu Tage. Die interna- 
tionalen Konzerne, die diese Bergwer- ® 
ke besitzen, verdienen ein riesiges 
V’ermögen daran — während die Arbei- 
ter, die diese Schätze ans Licht brin- 


gen, mit ihren Familien in Slums ohne Ry3 1er 
weit 7 
draußen vor der Stadt leben. 400 Euro u‘ 


Strom und fließendes Wasser, 


bekommen sie an Lohn im Monat - ein 
Lohn, der nicht mal mehr zum Überle- 


« 
ben reicht in einem Land, wo die Prei- Er 


se eher denen in Europa ähneln und 
ständig steigen. 
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waren. hervorgerufen hatte — soll es gegen die 
5,67 YA N. ‚ streikenden Bergarbeiter eingesetzt 
“ir®. ze Dr To 2 s ES werden. Dies macht deutlich, dass der 
UT Staat, Polizei und Justiz noch genauso 
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& Doch diesmal musste der Staat zurück- 
© weichen: Die empörende Anklage der 
279 Arbeiter hat im ganzen Land einen 
\r.\ 3 solchen Skandal und Proteste hervor- 
en —. hi gerufen, dass die Regierung sich ge- 
. ‚ zwungen sah, die Mordanklage am 1. 
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Obwohl Bergwerksbesitzer und Polizisten Strei- September wieder fallen zu lassen. 
kende verhafteten und erschossen — die zehn- 


tausenden Bergleute kämpfen weiter. 





Das heißt nicht, dass alles vorbei ist. 





Der Streik für 200 % mehr Lohn - das 
heißt für 1250 Euro im Monat - der in 
einer Platin-Mine begonnen hat, war 
daher wie ein Schrei des Herzens vieler 
Arbeiter: In verschiedenen weiteren 
Bergwerken haben Arbeiter die Forde- 
rung aufgenommen und ebenfalls zu 
streiken begonnen. 


Dabei haben die Bergwerksbesitzer, die 
Regierung und auch die Gewerkschaf- 
ten, deren enges Verhältnis zu den 
Bergwerksbesitzern bekannt ist, alles 
getan, um den Streik mit aller Gewalt zu 
ersticken und seine Ausbreitung zu ver- 
hindern. 

Nichts aber hat die Bergleute bislang 
dazu bringen können, den Kampf aufzu- 
geben - nicht einmal die brutale Gewalt 
und die Morde, mit denen Schläger- 
trupps der Konzerne und die Polizei 
gegen die Streikenden vorgehen. Welt- 
weit bekannt geworden ist das grausa- 
me Massaker am 16. August, bei dem 
die südafrikanische Polizei 34 streiken- 
de Bergarbeiter erschoss, 78 weitere 
verletzt und 270 verhaftet hat! Erschos- 
sen aus dem einzigen Grund, weil sie 
sich gegen die Diktatur der Minenbesit- 
zer wehrten und Löhne forderten, von 
denen man leben kann. 


Und um dem ganzen die Krone aufzu- 
setzen, versuchte die Justiz — mit Ein- 
verständnis der ANC-Regierung — auch 





Es schmachten weiterhin über 100 Ar- 
beiter wegen dem Streik im Gefängnis. 
Auch Anschläge von bewaffneten Wach- 
trupps der Konzerne und Polizeieinhei- 
ten auf die Streikenden gehen weiter. 
Noch immer weigern sich die Bergwerks 
-Konzerne, über ernsthafte Lohnerhö- 
hung zu reden. Und die Drohungen der 
Regierung gegen die Streikenden neh- 
men zu. Doch auch die Arbeiter haben 
einen langen Atem. Nach über einem 
Monat geht ihr mutiger, entschlossener 
Kampf weiter. Ein Kampf letztlich für ein 
Leben, in dem man nicht ständig in 
Angst leben muss, in dem man nicht 
trotz Arbeit hungert und mehr ist als nur 
ein Sklave der großen Konzerne. 


Für diese Absurdität griff der Staatsan- 
walt in die Mottenkiste der Apartheids- 
Gesetze: In den Jahrzehnten der 
Apartheid (Rassentrennung) in Südaf- 
rika gab es ein Gesetz, dass jedes (!) 
Mitglied einer Gewerkschaft oder politi- 
schen Organisation zu langjährigen 
Gefängnisstrafen wegen Mordes ver- 
urteilen konnte, wenn andere Mitglie- 
der seiner Organisation bei einer De- 
monstration oder Streik teilgenommen 
hatten, wo es Tote gab — und zwar 
auch, wenn diese nachweislich von 
der Polizei erschossen worden waren. 


Dieses brutale Gesetz sollte damals 
alle davon abhalten, sich gegen die 


Kein Unterricht in einer Baustelle! 


Plötzliche Löcher im Schulhof, fehlende Einrichtung, nicht-schließbare Türen, offen 
zugängliche Baustelle, Baulärm und Schmutz, Klebstoffausdünstungen, der Geruch 
von frischer Farbe und Kopfschmerzen... so fängt das neue Schuljahr für Kinder 
und Lehrer an der Tiegelschule und der Nordviertel-Grundschule an, die mit Beginn 
dieses Schuljahres zusammengelegt wurden und dafür in ein größeres Gebäude 
(die ehemalige Hauptschule Beisingstraße) umziehen müssen. 

Schon vor einem Jahr sollte der Umzug stattfinden. Ständig aber wurden die Sanie- 


rungsarbeiten in dem 120 Jahre alten, morschen Gebäude verschoben und mit we- 


nig Mitteln und Arbeitern betrieben... so sehr, dass heute immer noch nur zwei der 
drei benötigten Etagen halbwegs renoviert sind, und Keller wie Dachgeschoss im 
Rohbauzustand sind. Das passiert, wenn die Stadt von Sparplan zu Sparplan die 
Gelder für Schulrenovierungen immer weiter zusammenkäürzt! 

Viele Eltern wollten diesen Zustand nicht hinnehmen: Sie richteten ihre Beschwer- 
den an alle möglichen Stellen der Stadt, behielten ihre Kinder aus Protest zuhause 
und erreichten, dass die Stadt zumindest erste Übel beseitigt hat. 
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Putin und die orthodoxe Kirche - ein höllisches Gespann 


Zwei Jahre Arbeitslager für 30 Sekun- 
den Protestsong gegen Putin in einer 
Moskauer Kirche: Das ist das Urteil ge- 
gen drei junge Frauen der Gruppe Pus- 
sy Riot. Dieses Urteil hat nach all den 
vergangenen, diktatorischen Maßnah- 
men des Putin-Regimes nicht mehr viele 
überrascht. Weniger hat man im Westen 
jedoch von der Rolle gesprochen, die 
die orthodoxe Kirche dabei gespielt hat. 


Gerade sie hat aber eine „harte Bestra- 
fung“ für die Tat der drei Musikerinnen 
gefordert, die „schlimmer ist als ein Ver- 
brechen”. Die Frauen hatten die Kirche 
offensichtlich an einem wunden Punkt 
getroffen, als sie in ihrem Lied den Patri- 
archen der Kirche kritisierten, der Öffent- 
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lich Putin unterstützt. Und in der Tat 
gehören die Oberen der orthodoxen 
Kirche genau wie Putin und die Oligar- 
chen zu der sozialen Schicht, die 
Russland beherrschen und ausplün- 
dern. 

Nach dem Zerfall der Sowjetunion und 
der Einheitspartei 1991 brauchte die 
Führungsclique in Russland ein neues 
Mittel, um die Menschen unter Kontrol- 
le zu halten, deren Lebensbedingun- 
gen sich rapide verschlechterten: Und 
hierfür wählte man die orthodoxe Kir- 
che. Das Regime gab der Kirche alle 
Freiheiten und vor allem die Möglich- 
keit, sich finanziell zu bereichern, in- 
dem sie der Kirche zum Beispiel das 
Importmonopol für ausländische Ziga- 
retten übertrug. Heiliger Tabak! Dank 


dieser und anderer Einnahmequellen 
flanieren — mitten in der sich ausbrei- 
tenden Armut in Russland - die Popen 
in teuren Autos, und baute man in 20 
Jahren bereits 20.000 prunkvolle neue 
Kirchen. 

Zum Dank dafür beweihräuchern die 
Popen Putin und den Staat, segnen 
sie die Panzer für dessen Kriege in 
Tschetschenien, predigen sie der är- 
meren Bevölkerung Liebe zum Staat, 
Ergebenheit in ihr Schicksal und den 
Frauen regelrecht eine Rückkehr zur 
Lebensweise des 19. Jahrhundert. 


Putin und der Patriarch der orthodoxen 
Kirche beim Bruderkuss 








Ärzte als Marktschreier? 


Mehrere Jahre lang hat der Staat Seminare gefördert, in denen Ärzte lernen, wie 
sie den Patienten am besten Leistungen verkaufen können, die die Krankenkassen 
nicht bezahlen — sogar wenn der Patient diese Untersuchung gar nicht braucht. 
Dies ist eine Folge der Gesundheitsreform von 2004: Seitdem werden Untersu- 
chungen und Behandlungen, zum Beispiel Vorsorgeuntersuchungen, nicht mehr 
von der Krankenkasse übernommen. 

Und so fühlt man sich bei manchem Arztbesuch nun regelrecht wie auf dem Markt, 
wo die Ärzte ihre Leistungen anbieten. Und leider gibt es auch genügend Ärzte, die 
bei der Gelegenheit zusätzliches Geld zu machen versuchen, indem sie unsere 
Unwissenheit ausnutzen: Sie verkaufen auch unnütze Untersuchungen oder lassen 
sogar solche Behandlungen von den Patienten selber bezahlen, die eigentlich von 
der Kasse übernommen würden - weil sie auf diese Weise mehr daran verdienen. 
Dabei setzen diese Ärzte darauf, dass jeder Patient drei Mal zögert, bevor er eine 
Behandlung ablehnt, die ihm sein Arzt im Namen seiner Gesundheit ans Herz legt. 
Und wie ein Arzt das am geschicktesten macht, das lernt er auf solchen Verkaufs- 
seminaren. 

Nachdem der Skandal im Sommer bekannt wurde, hat die Regierung bekannt ge- 
geben, diese Seminare nicht mehr zu fördern. Doch der eigentliche Skandal, näm- 
lich diese Gesundheitsreform, die wichtige Behandlungen nicht mehr erstattet und 
die Patienten ständig vor die schlimme Wahl stellt zu entscheiden, wie viel sie für 
ihre Gesundheit bezahlen (können) — dieser Skandal geht weiter. 





Ein Geschenk an die Konzerne 


Kaum geht der sogenannte „Wirt- 
schaftsboom“, mit Produktion am An- 
schlag, Sonderschichten und Stress 
ohne Ende ein wenig zurück, schon 
melden die ersten Betriebe wieder Kurz- 
arbeit an. 

Oh, es ist immer noch viel zu tun. Aber 
für Betriebe wie Opel Rüsselsheim oder 
Bosch in Bamberg ist es günstiger, die 
Arbeiter drei Wochen lang wie die Ver- 
rückten malochen zu lassen und sie 
dann eine Woche oder auch nur 2 Tage 
in Kurzarbeit zu schicken — statt dass 
einfach alle wieder etwas langsamer 
und vielleicht kürzer arbeiten. Letzteres 
wäre kein Problem. Und es wäre eigent- 
lich auch selbstverständlich, dass die 
Konzerne wenigstens einen kleinen Teil 
der Gewinne aus den Boom-Zeiten in 
der Flaute dafür nutzen, um die Arbeits- 
plätze und Löhne zu erhalten. 

Aber für Bosch, General Motors oder 
ThyssenKrupp ist es viel verlockender, 
die Arbeiter in Kurzarbeit zu schicken... 
und sich so die Löhne und Sozialabga- 
ben für diese 5 Tage im Monat von der 
Arbeitsagentur, also aus unserer Ar- 
beitslosenkasse bezahlen zu lassen. 


Weniger Lehrer an den Schulen 


NRW-Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft (SPD) hat wieder verkündet: „Es 
werden keine Lehrerstellen eingespart‘. 
Auf dem Papier stimmt das. Doch die 
Wirklichkeit sieht anders aus. 


Das neue Schuljahr hat begonnen — 
und überall fehlen Lehrer. Denn die 
Stellen sind zwar offiziell da, werden 
aber einfach nicht besetzt. Es gibt Ge- 
samtschulen wie im Duisburger Norden, 
wo seit Jahren 10 Lehrerstellen frei sind 
und niemand dafür eingestellt wird, ob- 
wohl sie natürlich Leute für diese Stel- 
len finden könnten. Stattdessen wird die 
Arbeit entweder von anderen Lehrern 
mit erledigt, die so ständig unbezahlt 
Überstunden machen - oder die Stun- 
den fallen aus, beziehungsweise ein 
Fach wird gar nicht mehr unterrichtet. 


Mit diesem Trick der „unbesetzten Leh- 
rerstellen“ spart das Land Millionen bei 
den Schulen ein... ohne dass es auf 
dem Papier sichtbar wird. Zumindest 
eins haben die großen Politiker aus 
ihrer Schulzeit offensichtlich mitgenom- 
men: wie man am besten schummelt! 





E.ON, RWE: Zerstörte Existenzen für ihren Profit 


Jeden Monat erhöhen RWE und E.ON die Zahl der Arbeitsplätze, die sie vernichten 
wollen: Bereits 21.400 Stellen sind es jetzt — bei RWE ist das jeder fünfte Arbeits- 
platz. Zwar solle ein Teil davon über Altersteilzeit und andere Maßnahmen abge- 
baut werden. Doch tausende Arbeitende werden die Kündigung bekommen, wer- 
den auf die Straße geworfen zu einer Zeit, wo man schwer einen neuen Job be- 
kommt... zumindest einen, von dessen Lohn man halbwegs leben kann. 


RWE und E.ON behaupten, es gehe nicht anders. Die Abschaltung der AKWs und 
die „Energiewende” seien schuld, dadurch würden sie so starke Verluste machen. 
Doch das sind dreiste Lügen! Allein in den letzten 6 Monaten haben E.ON und 
RWE zusammen 6,7 Milliarden Euro Gewinn eingefahren. 

Ein Sechstel davon würde reichen, um alle 21.400 Arbeitsplätze zu erhalten und 
dann wären immer noch mehrere Milliarden übrig, um die Strompreise zu senken 
und die Stromnetze auszubauen. 


Die „Energiewende“ ist nichts als ein Vorwand, damit wir einfacher hinnehmen, 
wenn solche Konzerne das Leben der Menschen ruinieren: durch Entlassungen 
und durch immer weiter steigende Strompreise, die immer mehr Familien regelrecht 
in die Verzweiflung treiben. Weder die Entlassungen, noch die Erhöhungen der 
Strompreise sind eine „Notwendigkeit“: Beide dienen einzig dazu, dass RWE und 
E.ON ihre Gewinne weiter erhöhen können. 


Arbeiten ohne Lohn? Nicht mit uns! 
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ten, schmiss der Chef sie von der Bau- 
stelle und kündigte ihnen fristlos. Am 
Tag darauf wurden sie aus der Ferien- 
wohnung geworfen, in der man sie 
untergebracht hatte. Obdachlos, ohne 
einen Cent in der Tasche standen sie 


Mehrere Wochen im Juli haben 50 polni- 
sche Bauarbeiter am Uniklinikum Essen 
das Gebäude der Psychiatrie saniert. 
Doch nach der ersten Woche, nach der 
die Baufirma ihnen 150 Euro in die 
Hand gedrückt hat, haben sie keinen 
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Cent mehr gesehen. 

Solche Ausbeutung ist Standard auf den 
Großbaustellen. Die Subfirmen setzen 
auf die Isolation der meist osteuropäi- 
schen Kollegen: Sie setzen darauf, dass 
diese sich mangels gemeinsamer Spra- 
che und Ansprechpartner, in einem 
fremden Land mit unbekannten Regeln, 
ihrem Schicksal ergeben. 

Doch die 50 Kollegen am Klinikum ha- 
ben sich über die Hindernisse hinweg- 
gesetzt — und das, obwohl die Baufirma 
sie massiv unter Druck setzte: Nachdem 
sie mehrfach ihr Geld eingefordert hat- 


Wollen 
Sie uns 


erreichen? 


DAS ROTE TUCH - Sarıt 
Postfach 10 08 02 - 45008 Essen 
E-Mail: das-rote-tuch@gmx.de 
Telefon: 0157 - 76493485 





da. 

Doch wenn die Firma gehofft hatte, sie 
dadurch zur Rückkehr nach Polen zu 
zwingen und für andere Arbeiter ein 
Exempel zu statuieren, haben ihr die 
Arbeiter einen Strich durch die Rech- 
nung gemacht. Die Mehrzahl von 
ihnen blieb, protestierte Anfang August 
gut sichtbar vor dem Gebäude der 
Uniklinik und setzte mit der Unterstüt- 
zung der Gewerkschaft IG BAU und 
der Solidarität von Gewerkschaftern 
des Uniklinikums durch, dass der Bau- 
herr, der Landschaftsverband Rhein- 
land, ihnen die insge- 
73.000 Euro 
Lohn ausgezahlt hat, 
um die man sie betro- 
gen hatte. 


Ihre Rentenreformen 
verursachen Altersarmut 


Da tun Politiker von CDU und SPD tat- 
sächlich so, als würden sie erst jetzt 
entdecken, dass Hunderttausende von 
Armutsrenten leben und dass in Zukunft 
selbst ein Arbeiter, der 35 Jahre durch- 
arbeitet und 2.500 Euro brutto verdient, 
mit 67 nicht über 700 Euro Rente 
kommt — ganz zu schweigen von den 
vielen, die weniger verdienen oder ein- 
fach zwischendurch arbeitslos waren. 


Dabei haben CDU und SPD mit all ihren 
Reformen der letzten Jahre selber dafür 
gesorgt, dass bald ein großer Teil der 
Arbeitenden so niedrige Renten bekom- 
men wird, dass er in Armut leben muss: 


CDU und SPD haben gemeinsam die 
Rente mit 67 eingeführt — wohlwissend, 
dass kaum einer bis 67 arbeiten kann 
und die meisten früher, mit Abzügen 
und das heißt mit massiv gekürzter 
Rente aufhören müssen. 

Die CDU hat die Rentenbeiträge für 
Arbeitslose gestrichen, wodurch diejeni- 
gen, die Opfer der Entlassungen wer- 
den und auch nur ein paar Jahre ar- 
beitslos sind, fast automatisch im Alter 
Armutsrenten bekommen. Und die SPD 
hat unter Schröder die stückweise Sen- 
kung der Renten durchgesetzt: Bekam 
man vorher 51% des Bruttolohns als 
Rente, sind es in Zukunft nur noch 43%)! 





Außerdem werden die Renten nie ent- 
sprechend der gestiegenen Preise und 
Abgaben erhöht. Und die Lockerung der 
Gesetze zu Niedriglöhnen, Leiharbeit, 
Teilzeit und Minijobs tun ihr übriges, um 


Armutsrenten im Alter hervorzurufen. 


Dass immer mehr von uns ein Alter in 
Armut droht, ist also nicht vom Himmel 
gefallen — es ist das Ergebnis einer be- 
wussten, jahrzehntelangen „Reform”- 
Politik aller Regierungsparteien. Wenn 
es also den Politikern ernsthaft darum 
ginge, die Altersarmut zu bekämpfen, 
dann würden sie als erste, schnellste 
Maßnahme diese früheren Renten- 
Reformen rückgängig machen. Dass 
weder SPD noch CDU darüber auch nur 
nachdenken, zeigt, worin sich ihre gan- 
ze Rentendiskussion erschöpft: in lee- 
ren Phrasen... für den anstehenden 
Bundestagswahlkampf. 


